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Verkündet

am 290 Nov° 1963— Beklagten und Revisionsklägers,

)

g e g e n
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hat der 20 Senat des Bundessozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 290 November 1963, an der

mitgewirkt haben
_\ %

Senatspräsident B r a c k mia n n
als Vorsitzender, ‚ {

'Bundesrichter D e m i a n i

Fnd

Bundesrichter H u n g e r
- als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° L e d %
r e r und

Bundessozialrichter Drc Dr„ H e l m s
als ehrenamtliche Richter9

für Recht erkannt:
‚ ;

_
*_ u

Die Revision gegen das Urteil des Lendessozialgérichts

Nordrhein—Westfalen vom 110 März 1958 wird mit der

Maßgabe zurückgewiesen, daß die Verurteilung des Be—

_
klagten und der Beigeledenen, der Klägerin die außer—

gerichtlichen Kosten des zweiten Rechtszuges zu er—
\ statten, aufgehoben wird° - ‚

!

Außergerichtliche Kosten des Revisionsvérfahrens sind

' nicht zu erstatten„

Von Rechts wegen°
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Die Klägerin, die Westfälische landwirtschaftliche Be—
rufsgenossenschaft (BG), beansprucht von dem beklagten

Land Nordrhein—Westfalen die Erstattung von
Verwaltungs—

kosten. Diese sind dadurch entstanden, daß sie an Be—

rechtigte in ihrem Zuständigkeitsbereich Renten weiterge—

zahlt hat, die vor dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches

von landwirtschaftlichen BGen außerhalb des jetzigen Bun—

desgebietes gezahlt worden waren(} Außerdem beansprucht

sie die Erstattung von Bankzinseno
]

_ _ .1 ..

Das Landessozialgericht (LSG) hat u a° folgenden Sachver—

halt festgestellt: ‚'
‚1 1

Nach dem Zusammenbruch meldeten sich bei der Klägerin

laufend nunmehr in Westfalen ansässige 0stvertriebéne‚

die bis dahin von ostdeutschen landwirtschaftlichen Be—

rufsgenossenschaften Leistungen aus der gesetzliChen

landwirtschaftlichen Unfallversicherung erhalten hatten°

Die Klägerin gewährte nach Glaubhaftmachung der jeweili—

gen Ansprüche ohne Anerkennung eines Rechtsanspruches

derartigen Leistungsberechtigten aus eigenen Mitteln Un-

fallrenten und Heilbehandlungen° Die Militärregierung

der Nordrheinprovinz stimmte dem mit Schreiben vom

31. August 1945 zu„ Die Klägerin bemühte sich bei den
damaligen staatlichen Stellen um Ersatz ihrer Aufwéndun—

gen, den sie erstmalig auf Grund einer Genehmigung der

Militärregierung vom 24° Oktober 1945 für die Monate
September bis Dezember 1945 aus "Reichsmitteln" erlangteo

Für die späteren Aufwendungen erhielt sie zunächsthichts°

1
In der folgenden Zeit versuchte die Klägerin von d n EGen„,
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für die sie an Ostvertriebene Leistungen erbracht hatte,

ihre Aufwendungen zurückzuerhalten; dies gelang nur teil—

weise, da einige BGen nicht antworteten, andere entweder

eden Erstattungsanspruch ablehnten oder sich wegen tech«
nischer Überweisungsschwierigkeiten außerstande erklär«

ten, den anerkannten Betrag zu überweisen. Einen Antrag

der Klägerin, ihr ihre Aufwendungen für Ostflüchtlinge

zu erstatten und zu diesem Zweck auf den Landeshaushalt

‚des Landes NOrdrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr

1947 zu übernehmen, lehnte der Arbeitsminister des Lan»

des Nordrhein—Westfalen ab. Dabei hob er hervor, "von

einer Änderung der jetzigen Art der Betreuung uhfallben

rechtigter Flüchtlinge" sei abzusehen. In einer weiteren

Eingabe vom 17, September 1947 an den Arbeitsminister

des Landes Nordrhein—Westfalen wiederholte die Klägerin

ihren Antrag, ihre Aufwendungen von 1945 bis 1947 ent—

sprechend den Regelungen in der amerikanischen Besat—

zungszone und in den übrigen Ländern der britischen Be»

satzungszone durch Übernahme auf den "K—Haushalt" zu er—

statten. Diese Eingabe blieb unbeantwortet„

Durch Runderlaß vom 19. Dezember 1947 forderte der Ar—
beitsminister des Landes Nordrhein-Westfalen u,a‚ die

Klägerin auf, alle Aufwendungen vom 1. Mai 1945 an bis

zum 31, Dezember 1947 zur Erstattung zwecks Übernahme

auf den Zonenhaushalt anzumelden. Da der Zonenhaushalt
aufgelöst und durch die finanztechnische Anweisung

Nr° 104 vom 20° Februar 1948 die Bewilligung derartigerq

Mittel auf die Länder übertragen wurde, unterblieb zu—
nächst eine Erstattungo Schließlich erstattete das

Land die bisherigen Leistungen der Klägerin an ostver—

triebene Rentenempfänger einschließlich der dazugehöri»

gen Portoauslagen bis zum 31„ März 1948 aus-Mitteln des

Lahdeshaushaltes 1947 "ohne Anerkennung einer Rechts—
pflicht". In derselben Weise und unter demselben Vorbe»_

- 4'-
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_
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_halt erstattete das Land, dessen Finanzminister die Auf—

'fassung vertrat, die BGen hätten die erforderlichen Mit—

tel im Wege der Solidarhaftung selbst aufzubringen, der '

Klägerin in der Folge die Aufwendungen einschließlich

Portoauslagen zunächst vierteljährlich, epäter monatliche

Nicht erstattet wurden die auf die Betreuung der ostver—

triebenen Leistungsempfänger entfallenden anteiligen per—

sönlichen und sächlichen Verwaltungskosten und die Zinsen

für Kredite, welche die Klägerin nach der Währungsreform

wegen der verspäteten Erstattung durch das Land aufnehmen

mußte, um an die Rentenberechtigten rechtzeitig leisten

zu können. ' 41

1

Am 50° September 1953 erhob die Klägerin vor dem Landes—

verwaltungsgericht in Düsseldorf Klage auf Ersatz der an—
teiligen Verwaltungskosten und der Zinsen in Höhe von

insgesamt 15 624,18 DM für die Zeit vom 21 Juni bis\ zum

31 Dezember 1958.
_

\.
.

Diese Klage-ging nach Inkrafttreten des Sozialgerichts—

'gesetzes (SGG) auf das Sozialgericht (SG) in_Münster über°

Dieses hat durch Urteil vom 28. Oktober 1955 den Klagen—
spruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärtoi

*
1‘1Gegen dieses Urteil haben das beklagte Land und die beige—

ladene Bundesrepublik Deutschland Berufungzmm LSG Nord—

rhein—Westfalen eingelegt°
_ . J

1

Im Berufungsverfahren hat die Klägerin die im Klagantrag

geforderte Summe auf 15.306,06 DM berichtigto

Das LSG hat durch Urteil vom 11° März 1958 die Berüfungen

des beklagten Landes und der beigéladenen Bundesrepublik

Deutschland zurückgewiesen und das beklagte Land und die

Beigeladene verurteilt, der Klägerin die außergeridhtli-

i ..1 '

- 5‘_‘'
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chen Kosten des zweiten Rechtszuges zu erstatten'

Die Revision ist vom LSG zugelassen worden„

-Das LSG hat zur Begründung seiner Entscheidung im wesent—

lichen folgendes ausgeführt: Das Besatzungsrecht der bri—

tischen Zone enthalte keine Vorschriften, aus denen sich

eine Verpflichtung der Klägerin zur Betreuung der Renten—

bezieher ergebe° Die Klägerin, die ursprünglich aus eige-

ner Initiative gehandelt habe, sei jedoch von dem Arbeits—

minister des beklagten Landes angehalten worden, diese

Betreuung fortzusetzen; die ursprüngliche Eigeninitiative

sei durch einen Auftrag abgelöst worden„ Diesen Auftrag

habe die Klägerin nicht aus ihren eigenen Mitteln ausfüh—

ren müssen; insbesondere ergebe sich eine solche Ver—

pflichtung der Klägerin nicht aus einer ”Solidarhaftung"

der Versicherungsträger der gesetzlichen Unfallversiche—

rung. Vielmehr sei die Klägerin berechtigt, vom beklag-

ten Land Erstattung ihrer Aufwendungen zu bean3pruchenQ

Diese Ansprüche seien auch nicht verjährt, da die Ver—

jährungsfrist wegen der Unanwendbarkeit der Verjährungs—

vorschriften der Reichsversicherungsordnung (EVO) 30

Jahre betrage (@ 195 BGB); dies gelte auch für die Zin—

sen, die lediglich Aufwendungsposten darstellten, nicht

aber wiederkehrende Leistungen nach @ 197 BGB°

Gegen dieses Urteil, das dem beklagten Land am 20. August

1958 zugestellt worden ist, hat das Land am 19° Septem—

ber 1958 Revision eingelegt und sie innerhalb der bis

zum 20. November 1958 verlängerten Revisionsbegründungs—

frist (vgl° @ 164 Abs„ 1 SGG) am 18° November 1958 be—
gründet. ‘

Das beklagte Land beantragt,

unter Änderung der Urteile des LSG und
des SG die Klage abzuweisen.
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Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweiseno’ %

Die beigeladene Bundesrepublik Deutschland hat im Revi—

sionsverfahren keine Anträge gestelltt'

i

\

‘ 'II. }

Die durch Zulassung statthafté Revision ist form—und
fristgerecht eingelegt und begründet worden und somit zu—

lässig. Sie hatte jedoch keinen Erfolg°

Daß der Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialgerichts—

barkeit gegeben ist, hat das LSG mit Recht bejaht, da es

sich um eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit in einer

Angelegenheit der Sozialversicherung handelt (@ 51 SGG).

\
Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, enthält das für die

gesetzliche Unfallversicherung (UV) geltende Recht keine

.
Vorschriften, die sich unmittelbar auf die im Jahre 1945
eingétretene Lage anwenden lassen. Insbesondere handelt

es sich nicht um den in @ 647 RVO aF (vgl° @ 652 RVG nF)

geregelten Fall, daß eine BG, die unfähig wird, ihre ge—

setzlichen Verpflichtungen zu erfüllen, aufgelöst werden

muß und die ihr angehörehden Unternehmen anderen BGe■

zugeteilt werden„

Die Auf3paltung des Gebietes, in dem bis zum
Zusammen—

bruch des Deutschen Reiches das Recht der Reichsvetsi—

cherung galt, in die Machtbereiché der verschiedenen

Besatzungsmächte hatte eine allgemein wirkende Aufspal—

tung der Reichsversicherung zur Folge° Während in den

Zonen der drei westlichen Besatzungsmächte das Recht

der Reichsversioherung — und damit auch das für die ge—
1

_ 7 _
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setzliche UV geltende Recht
— grundsätzlich in Kraft blieb

und auch die Versicherungsträger weiter ihre Aufgaben er—

füllen konnten,.wurden in den übrigen Teilen des Deutschen

Reiches andersartige Systeme der sozialen Sicherheit ein—

geführt, deren Einrichtungen auch an die Stelle der bis—
her in diesen Gebieten tätig gewesenen Träger der Reichs—

versicherung traten und deren Funktionen im Rahmen des

neuen Systems übernahmen. Für einen solchen Fall ent—

hält. das für die Reichsversicherung geltende Recht kei—

ne Vorschriften. Auch nach dem ersten Weltkrieg waren
deshalb

zur Lösung der aus ähnlichen Gründen eingetre—

tenen Schwierigkeiten besondere Regelungen notwendig

(vgl. z.B. die Verordnung —VO—über die aushilfsweise

’ Zuständigkeit von Trägern und Behörden der Reichsversi«

cherung vom 16. Februar 1920, BGBl. 259; den Elsaß—

Iothringen betreffenden SOg. "Basler SchiedSSpruch"‚

BGBl. 1921, 1289 und die zu seiner Ausführung ergangene

VO vom 31. Juli 1924, BGBl. I, 671 sowie die Bekanntma«

_chung über die Fürsorge für Versicherte aus den abge—

tretenen Gebieten vom285 November1930, AN 1930, 497),

Aus dem für die gesetzliche UV geltenden Recht läßt sich

jedenfalls keine Verpflichtung der Klägerin herleiten,

die Ansprüche, der in ihrem Zuständigkeitsbereich—woh—

nenden Personen zu
befriedigen, die diese gegenüber

Versicherungsträgern der reichsgesetzlichen UV außer—

halb der drei westlichen Besatzungszonen erworben hat—

ten. Insbesondere hat das LSG zutreffend die Frage ver—
neint, ob sich eine solche Verpflichtung aus einem

Grundsatz der "Solidarhaftung" innerhalb der Gesamt—

heit der Versicherungsträger der gesetzlichen UV oder

innerhalb der landwirtschaftlichen BGen herleiten läßt,

Das LSG hat in diesem Zusammenhang u.a° mit Recht darauf

hingewiesen, daß nach 5 647 EVO aF die Versicherungsträ—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ger, die Unternehmen einer aufgelösten BG zugeteilt
er—

hielten, von
der

sog. "alten Last" zu Lasten des Reichs

befreit wurden. Der Gesetzgeber hat zwar durch Art„ 5

5 1 des Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes (UVNG)

vom 30. April 1963 (BGBl. I, 241) Lasten eines Unfallver—

sicherungsträgers als Gemeinlast auf eine Gruppe von

Versicherungsträgern verteilt; hierbei handelt es sich

jedoch um eine Einzelregelung, die einen besonders ge—

lagerten Fall betrifft, und in @ ? Abs° 1 des Fremdren—

ten— und Auslandsrentengesetzes (FAG) vom 7„ August 1953
(BGBl. I, 848) sowie in Art. 1 5 9 des Fremdrenten— und

Auslandsrenten—Neuregelungsgesetzes (FANG) vom 25„ Fe—

bruar 1960 (BGBl. I, 93) ist die Rentenlast, die durch
_' Unfälle außerhalb des Geltungsbereiches des Fremdr6nten—

rechts verursacht ist, nicht als Gemeinlast verteilt, son—

dern teils einzelnen Versicherungsträgern als eigene Last

auferlegt, teils auf den Bund übernommen worden (vglo

hierzu auch das Urt. des BVerfG vom 24. 7. 1962, BAEl°

1962, 854 und die Besprechungen von Rösener und Zimmer in

NJW 1962, 1995 und 1965, 189). Ohne ausdrückliche gesetz—

liche Vorschriften (vgl. @@737 ff, 818, 880 RVOi.d„
Fassung des UVNG) läßt sich ein Grundsatz der "Solidar—

haftung" der Unfallversicherungsträger aus dem Sys■em

l_
Der erkennende Senat stimmt mit dem LSG auch darin über—

ein, daß sich eine Verpflichtung der Klägerin zur Zah—

lung der Von Versicherungsträgern außerhalb der dre'

westlichen Besatzungszonen geschuldeten Renten aus dem

Besatzungsrecht der britischen Zone nicht herleitenl'aißt°

der gesetzlichen UV nicht ableiten.

Schon aus der Sozialversicherungsdirektive (SVD) Nr„ 1

vom 28. August 1945 (vgl„ Nr° 7a) ergibt sich allerdings
der Wille der britischen Besatzungsbehörden, daß die
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bisher von Stellen außerhalb der britischen Besetzungen

zone gewährten Renten der gesetzlichen UV weiter gezahlt

werden sollten. Nach dem (deutschen) Wortlaut dieser SVD

liegt allerdings die Annahme nahe, daß die Manpower
'Division der britischen Militärregierung in erster Linie

die Fälle im Auge hatte, in denen dadurch Schwierigkeim

ten entstanden waren, daß die Hauptverwaltung einer BG

sich in Berlin oder an einem anderen Ort außerhalb der

britischen Besatzungszone befand und in der britischen

Posatzungszone keine Eezirksverwaltung (Sektion) vor—
handen war. Auf jeden Fall enthält diese SVD aber eine

.Weisung an die Oberversicherungsämter, für eine "Be—

treuung" der Rentenbere0htigten zu sorgen, ohne daß sich

hieraus eine unmittelbar auf Besatzungsrecht beruhende

Verpflichtung der Beklagten herleiten ließe, derartige

Rentenzahlungen als eigene Aufgabe durchzuführeno Eine

solche Verpflichtung ergibt sich auch nicht aus der

SVD Nr„ 12 vom 16. Januar 1946, die in Nr° 1 Satz 2

voraussetzt, daß die Unfallversicherungsträger in der

britischen Zone Renten für Versicherungsträger außer—

halb der Zone zahlen, und erkennen-läßt„ daß dies auch_

dem Willen der britischen Militärregierung entspricht.

Die SozialversicheruÄäébrdnung (BVA) Nr„ 1 vom 29° Ja—

nuar 1947enthält nur eine Anordnunghinsichtlich des
.Rentenbeginns für die Zahlung von Unfallrenten an
"Flüchtlinge", ohne daß sich aus ihr entnehmen läßt,

.
welche Versicherungsträger Zur Zahlung verpflichtet

sein sollen.

Im vorliegenden Fall bedarf es keiner Prüfung der Rechts—-

lage hinsichtlich etWaiger Erstattungsansprüche der

Klägerin für die Zeiträume, während deren sie von Ver—

sicherungsträgern außerhalb der britischen Besatzungs—

zone geschuldete Renten aus eigener Initiative gezahlt

_hat, ohne daß — nach den Feststellungen des LSG —qmit.

- 10 „'
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ausreichender Sicherheit eine ausdrückliche Weisung durch

eine Stelle der Besatzungsmacht oder eine von dieser be—

auftragte deutsche Stelle ermittelt werden kann„ Die SVD

Nr, 1 und Nr. 12 und die SVANr° 1 sind aber insofe%nl
rechtlich von Bedeutung, als sich nach der Auffassuhg des

erkennenden Senats aus ihnen ergibt, daß die unter der

Oberhoheit der britischen Besatzungsmacht tätigen deut—

schen Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit verpflichtet

waren, für die Zahlung der hier in Frage stehenden Renten

zu sorgen. Sie waren deshalb auch berechtigt, zu diesem

Zweck verbindliche Weisungen zu erteilen, sobald und so—

weit ihnen die Befugnisse hierzu von der Besatzungsmacht

übertragen worden waren° Eine solche Übertragung ist mit

Wirkung vom 70 Dezember 1946 an durch die VO Nr() 57

(”Powers of Länder in the British Zone" — Amtsblatt der

Militärregierung Deutschland, Britisches Kontrollgebiet

Nro 15 s. 344) erfolgt° Die Militärregierung hatte sich
zwar die Gesetzgebungsbefugnis auf dem Gebiet der Sozial-

versicherung vorbehalten, so daß die Länder in der bri-

tischen Zone nicht in der Lage waren, die Zahlung von

Framd— und Flüchtlingsrenten durch eine eigene Gesetzge—

bung zu regeln, und auch das beklagte Land der Klägerin

deshalb die Zahlung derartiger Renten nicht durch
eine

landesrechtliche Rechtsvorschrift als eigene Aufgabe hätte
übertragen können" Jedoch hatte die Militärregierung die

"executive authority" der Landesregierung auf die Sozial—

versicherung und auch auf alle Angelegenheiten erstreckt,

in denen die Militärregierung zu einem Tätigwerden auf—

forderte oder aufgefordert hatten Das beklagte Land war
deshalb berechtigt und auch verpflichtet, den — wieldar—

gelegt — mehrfach zum Ausdruck gebrachten Willen der Mili—

tärregierung dadurch auszuführen, daß es die Versicherungs—

träger mit der verwaltungsmäßigen Durchführung der Renten—

zahlungen beauftragteo‘

‚ , . _ . ‘., . . .
1 1, .

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 11 _

‘ Ein solcher Auftrag ist spätestens im Schreiben des für

die Sozialversicherung zuständigen Arbeitsministers des

Landes Nordrhein-Westfalen vom 200 Juni 1947 an die_Klä—

gerin (Akten der Klägerin Band 1, S° 101) zu erblicken,

' mit dem die Schreiben der Klägerin an den Arbeitsmini—

ster vom 4°
März

1947 und an das Finanzministerium vom

24. April 1947 (aeQ ei. 82, 95 a) beantwortet werden
sind, In diesen Schreiben hatte die Klägerin Aufwendun—

gen
für Rentenzahlungen zur Erstattung angemeldet und

— in dem Schreiben an den Arbeitsminister — darauf hin_

gewissen, daß sie die Rentenlasten auf die Dauer nicht

aus den Beiträgen ihrer Mitglieder tragen könneo Sie

hatte beim Arbeitsminister ausdrücklich angefragt, ob

sie auch Weiterhin Anträgen auf vorläufige Übernahme

von Renten stattgeben solle. Das Antwortschreiben des

Ministeriums lehnt zwar eine Aufnahme von Erstattungs—

forderungen in den Haushaltsvoranschlag ab, enthält

'jedoch als letzten Absatz die Weisung: "Von einer Ände—

rung der jetzigen Art der Betreuung unfallrentenberech_

tigter Flüchtlinge ist abzusehen"„ '

|Spätestens durch diese Weisung, mit der das Ministerium

dem Willen der Besatzungsmacht entsprechend die Weiter—

zahlung der Renten durch eine Verwaltungshilfe der Be—

klagten sichergestellt hat, ist zwischen dem durch das

Ministerium vertretenen Land und der Klägerin ein öffent—

lich-rechtliches Rechtsverhältnis begründet worden°

Obwohl sich dieses öffentlich—rechtliche Rechtsverhält—

nis vom Auftragsvertrag des bürgerlichen Rechts schon

insofern unterscheidet, als die Beklagte auf Grund des

Auftrags einer weisungsberechtigten Stelle tätig ge—
worden ist, hat das LSG zur Ausfüllung des Rechtsver—
hältnisses mit Recht die im bürgerlichen Recht gelten-

_ 12 „
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den Vorschriften über den Auftrag herangezogen (Vgl° hier—

zu BSG 6, 197, 200; 14„ 59, 63; 16, 151, 155). Das LSG“
hat mit Recht die Folgerung gezogen, daß die Beklagte—„

berechtigt ist; Ersatz der Aufwendungen zu verlangpnu‚.

die ihr durch die Ausführung des Auftrages erwachsen sind°

Zu diesen Aufwendungen gehören grundsätzlich auch die Un—

kosten, die dadurch entstanden sind, daß die Beklagte

sich die Mittel für die Rentenzahlungen durch Aufnahme

von Darlehen beschaffen mußte, und die Kosten, die durch

die mit der Bearbeitung der Anträge und die Bentenzah—

lungen verbundene Verwaltungsarbeit entstanden sind°

Es kann dahingestellt bleiben, ob letzteres auch dann
gilt, wenn

ein VerSicherungsträger durch eine gesetze

liche Vorschrift verpflichtet ist, Aufträge auszufühé

ren (vgl. als Be13piel @ 1510 RVG), oder aus_eigenér

Verpflichtung‘für den endgültig verpflichteten Versi-

cherungsträger tätig werden muß (vgl° als Beisbieliä 1735
EVO), ohne daß der Gesetzgeber die Frage der Erstattung

von Verwaltungskosten und vor allem ihre Berechnung aus—

drücklich geregelt hat; denn der vorliegende Fall ist

durch die Besonderheit gekennzeichnet, daß die Klage—
rin — wie dargelegt — nicht auf Grund einer gesetzli—
chen Vorschrift des Rechts der Sozialversicherung oder

des Besatzungsrechte zur Rentenzahlung aus eigenén1Mit—

teln (vgl. 55 25, 736 aF, 1011aF EVO)verpflichtet war,
sondern spätestens vom Eingang des Schreibens vom

20. Juni 1947 an auf Grund einer Weisung‚die auf der

. von der Besatzungsmacht dem Land übertragenen "executive

authörity" beruhte, nicht zu ihrem eigenen Aufgabenbe—

reich gehörenden Zahlungen durchgeführt hate.

\

Das LSG hat auch mit Recht das beklagte Land als die
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Stelle angesehen, die verpflichtet ist, der Klägerin

die Unkosten zu erstatten, die durch die Ausführung

Vder vom
Arbéitsminister des Landes erteilten Weisung

entstanden sind. Durch die technische Anweisung der

Finance Division der britischen Militärregierung

Nr. 104 vom21. Februar 1948war den Ländern die Zu—
ständigkeit für die Bewilligung von Mitteln für die

Aufwendungen übertragen werden, die für in der bri-

tischen Zone nicht vertretene EGen erforderlich Wär

ren, so daß es von diesem Zeitpunkt an Aufgabe des

einzelnen Landes war, die hierfür erforderlichen Mit—

tel bereitzustellen (vgl. Appendix B, Class B Nr. 14,

Appendix C Nr. 5 der Anweisung). Die Revision hat

auch nicht vorgetragen, daß diese Ausgaben nachträg—‘

lich auf den Haushalt der Zweizonenverwaltung überü

nommen worden seien. 4

Von dieser Verpflichtung ist das beklagte Land für

pden hier streitigen Zeitraum auch nachträglich nicht

durch das Erste Überleitüngsgesetz vom 280 November

1950 (BGBl. 1950, 733) befreit worden; dieses regelt

_einen Übergang von Lasten der Länder auf den Bund
erst vom 1° April 1950 an. Auch durch das Allge—

meine Kriegsfolgengesetz (AKG) vom 5. November 1957—
(BGBl. I, 1747) sind die Erstattungsansprüche der
Klägerin nicht erloschen° Selbst wenn man davon aus—
gehen wollte, daß das beklagte Land stellvertretend'

für das Deutsche Reich gehandelt hat, würde auf die

Ansprüche der Klägerin @ 4 Abs. 1 Nr. 1 AKG anzu—
wenden sein, da sie für die hier in Frage stehende

Zeit auf einer erst im Jahre 1947 erteilten Weisung
beruhen. % 4 Abs. 2 Nr. 2 AKG, auf den sich die Re—

- 14 „
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vision beruft, gilt nur für Verwaltungskosten, die im‘

Zusammenhang mit der Verwaltung vom Vermögen entstan—

den sind (vgl. Böll, AKG—S°96 Anm„ 12 zu 5 4; Féaux
de la Croix, Die Kriegsfolgenschlußgesetzgebung, Anmq

E‚2 zu 5 4 AKG), und ist schon deshalb auf den vor—
liegenden Fall nicht anwendbar° }

41
_ .Die Bretattungsansprüche der Klägerin waren auch, wie

das LSG zutreffend ausgeführt hat, im Zeitpunkt der

Klagerhebung nicht verjährt° ' f

‘4“_ _ .

Es ist zwar zweifelhaft, in welcher Höhe der Klägerin

durch die Bearbeitung der Rentenanträge und die Zah—ä
lung der Renten zusätzliche Verwaltungskosten ent—‘ ‘

standen sind, da anzunehmen ist, daß eine gut orga—

nisierte und beweglich geleitete Verwaltung ei_ne zu—

sätzliche Arbeitslast bis zu einem gewissen Gra.de auf-

fangen kann, ohne daß 2 B ein zusätzlicher Bedarf ‘

an Arbeitskräften und Arbeitsräumen entsteht" Das LSG

ist jedoch ohne Rechtsirrtum zu der Feststellung ge—

langt, daß der Klägerin durch die Bearbeitung der

Betreuungsfälle überhaupt Mehraufwendungen an Verwal+

tungskosten erwachsen sind. Das rechtfertigt die vom

SG Münster im Urteil vom 28„ Oktober 1955 ausgespro—

chene Verurteilung dem Grunde nach (@ 130 SGG)„ Die

Revision des beklagten Landes gegen das Urteil des

LSG iSt somit unbegründet. Da die Klägerin jedoch

nach 5 193 Abs. 4 SGG keinen Anspruch auf Erstattung_

von Kosten hat, war die Revision mit der Maßgabe zu—
rückzuweisen, daß die Verurteilung des Beklagten und

der Béigeladenen, der Klägerin die außergerichtli»
chen Kosten des zweiten Rechtszuges zu erstatten, auf—

}
A1
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gehoben wirdo

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nach 5 193 Abs„ 4 SGGgleichfalls nicht er—
stattungsfähig. ‘
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